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Rülke: Illegale Zuwanderung durch Zurückweisungen an der Grenze
unterbinden

Mit unserem Entschließungsantrag wollen wir die innere Sicherheit stärken

Anlässlich der Aussprache zur Regierungsinformation des Ministerpräsidenten zum gestern vom Kabinett
verabschiedeten Maßnahmenpaket äußert sich der Vorsitzende der FDP/DVP-Fraktion, Dr. Hans-Ulrich
Rülke, wie folgt:

„Es ist richtig, dass die Landesregierung dieses Thema angeht. Die Beschleunigung bei Abschiebungen,
die Ausweitung der Straftatbestände, die zu Abschiebungen führen sowie den Personalaufwuchs bei
Staatsanwaltschaften und Asylkammern begrüßen wir.

Einige der gestern als neu präsentierten Ideen sind jedoch bereits seit längerer Zeit beschlossene Sache
und sogar schon im neuen Haushalt vorgesehen. Von diesem Etikettenschwindel lässt sich niemand
täuschen.

Interessant ist auch, dass für einige der beschlossenen Maßnahmen die Finanzierung noch überhaupt
nicht geklärt ist. Die Landesregierung ist gefordert, darzulegen, wie die fehlenden etwa 18 Millionen Euro
finanziert werden sollen. Das geplante Anti-Terror-Zentrum wird sich zudem erst beweisen müssen,
dessen konkrete Ausgestaltung erscheint unklar.

Wir müssen jedoch feststellen, dass auch all diese Maßnahmen die schrecklichen Taten von Mannheim
und Solingen nicht hätten verhindern können. Am sichersten wäre es, wenn Personen wie der
Messerstecher von Solingen erst gar nicht in unser Land gelangen würden.

Wer auf dem Landweg zu uns kommt, der muss zwangsläufig durch einen sicheren Mitgliedsstaat der
Europäischen Union gekommen sein und dort einen Asylantrag gestellt haben. In diesen Fällen ist das
Asylverfahren in eben jenem Staat auch durchzuführen. Wer sich trotzdem auf den Weg zu uns macht,
missbraucht die geltenden Asylregeln.

Genau hier setzt unser Entschließungsantrag an: Wir wollen die Landesregierung dazu bringen, sich
mittels einer Bundesratsinitiative dafür einzusetzen, sogenannte ‚Dublin-Flüchtlinge‘ an den deutschen
Grenzen konsequent zurückzuweisen. Das unterbindet illegale Migration, entlastet die Kommunen,
unsere Haushalte und stärkt die innere Sicherheit.
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Wer jedoch von seiner eigenen Hände Arbeit leben, sich an unsere Gesetze und Wertvorstellungen halten
und sich in unsere Gesellschaft integrieren will, der sei uns herzlich willkommen. Auf Erwerbsmigration
sind wir angewiesen, diese unterstützen wir ausdrücklich.“

Entschließungsantrag Drucksache 17_7520_D

https://fdp-landtag-bw.de/wp-content/uploads/2024/09/17_7520_d.pdf

